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1.1-23

G e set z

. 2o. März 1969
vom • • . . . • • über die Erhebung von Verwaltungsabgaben
in Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches des
Landes und des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde (Landes­
und Gemeindeverwaltungsabgabengesetz).

Der Landtag hat beschlossen:

§ 1.

(1) Die Parteien haben für die Verleihung von Berechti­

gungen oder sunstige vlesentlich in ihrem Privatinteresse liegen­
de Amtshandlungen der Behörden in ~ngelegenheiten des selb­

ständigen Wirkungsbereiches des Landes und des eigenen Wirkungs­
bereiches der Gemeinde, abgesehen von den durch Gesetz beson­
ders geregelten Fällen, besondere Verwaltungsabgaben zu ent­
richten, sofern die Freiheit von derlei Abgaben nicht ausdrück­

lich durch Gesetz festgesetzt ist.
(2) abgabenschuldner ist, wem die Berechtigung rechts­

kräftig verliehen oder für den die bmtshandlung vorgenomwen
wurde, für die eine Verwaltungsabgabe vorgesehen ist.

(3) Landesverwaltungsabgaben sind die in den Angelegen­

heiten der Landesverwaltung, Gemeindeverwaltungsabgaben die in
den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde

eingehobenen Verwaltungsabgaben.
(4) Die Einhebung der Gemeindeverwaltungsabgaben fällt

in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde 0

§ 2.

(1) Für Amtshandlungen in den Angelegenheiten des
Verwaltungsstrafverfahrens, des Verwaltungsvollstreckungs­
verfahrens, des ~grarverfahrens und des Dienstrechtsverfahrens
sowie für solche der Abgabenverwaltung sind keine Verwaltungs­
abgaben einzuheben.

(2) Für die Verleihung einer Berechtigung oder die

Vornahme einer Amtshandlung ist keine Verwaltungsabgabe au~zu­

erlegen, wenn die Tätigkeit der Behörde zur Erfüllung gemein­
nütziger, mildtätiger oder kirchlicher Aufgaben in Anspruch
genommen wird.
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(3) Wenn ein im Verwaltungsverfahren als ~artei auf­
tretender Rechtsträger zur Vollziehung dcr Gesetze berufen
ist, s~ unterliegt er insoweit der Verpflichtung zur Ent­
richtung von Verwaltungsabgaben nicht, als die Amtshandlung
eine unmittelbare Voraussetzung der dem Rechtsträger obliegenden
Vollziehung der Gesetze bildet. Die Gebietskörperschaften
unterliegen ferner der Verpflichtung zur Entrichtung einer Ver­
waltungsabgabe nicht, wenn diese der als Partei einschreitenden
Gebietskörperschaft zufließen würde.

§ 3.

(1) Für das j~usmaß der Verwaltungsabgaben ist ein durch
Verordnung der Landesregierung zu erlassender TRrif maßgebend,
in dem die Abgaben mit festen Ansätzen, die nach sachlichen
Merkmalen abgestuft sein können, bis zum Höchstbetrag von
S 4.500,- festzusetzen sind.

(2) Der Tarif bleibt gültig, wenn zwar die Rechtsvor­
schriften über die Amtshandlungen, für die eine Verwaltungsab­
gabe auferlegt wird, nicht aber diese selbst ihrem Wesen und
Inhalt nach geändert werden.

(3) Eine nach allgemeinen Merkmalen vorgesehene Ab­
gabe ist nur dann einzuheben, wenn für die betreffende Amts­
handlung nicht eine solche nach besonderen lierkmalen bestimmt
ist.

§ 4.

Mit der Verwaltung der Verwaltungsabgaben sind die
Behörden des Landes (ausgenommen der Landeshauptmann), der
Gemeinden, der Gemeindeverbände und die im Sinne der ~rt. 97
Abs.2, 15 Abs.4 und 118 Abs.? des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929 zur Mitwirkung an der Vollziehung
von Landesgesetzen berufenen Bundesbehörden betraut (Abgaben­
behHrden).
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§ 5.

Die sachliche und örtliche Zuständigkeit der zur Ver­
waltung der Verwaltungsabgaben bestimmten hbgabenbehörden rich­
tet sich nach den Vorschriften über ihren Wirkungsbereich als
Verwaltungsbehörden und nach den Verwaltungsvorschriften.

§ 6.

(1) Die Verwaltungsabgaben sind von der für die i.mts­
handlung~ für die eine Verwaltungsabgabe auferlegt wird~ in
erster Instanz zuständigen Behörde einzuheben und fließen un­
beschadet der im Finanzverfassungsgesetz 1948 geltenden Bestim­
mungen über die Verteilung der ~bgabenerträge der Gebietskörper­
schaft zu~ die den Aufwand dieser Behörde zu tragen hat.

(2) Der Ertrag der von einer im § 4 genannten Bundes­
behörde vorgeschriebenen Verwaltungsabgabe ist dem Bund als
Verwaltungskostenersatz für die Mitwirkung an der Vollziehung
von Landesgesetzen zu überlassen.

(3) Der Ertrag der von der Behörde eines Gemeindever­
bandes vorgeschriebenen Verwaltungsabgabe ist dem Gemeindever­
band als Verwaltungskostenersatz für die Besorgung der ihm
übertragenen Aufgaben zu überlassen.

§ 7.

Soweit die im § 4 genannten Behörden nach den den
Abgabetatbeständen zugrundeliegenden Verwaltungsvorschriften
für die ~usübung der Aufsicht sachlich als Oberbehörde in
Betracht kommen, sind sie für die im § 220 .ü.bs. 1 bis 3 der
Landesabgabenordnung vorgesehenen Aufgaben auch Oberbehörden
auf dem Gebiete der Verwaltungsabgaben.

§ 8.

Die im § 4 genannten Abgabenbehörden sind, soweit sie
zur Entscheidung in erster Instanz zuständig sind, Vnll­
streckungsbehörden für die Einbringung geschuldeter Ver­
waltungsabgaben.
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§ 9.

(1) Verwaltunbsabgaben sind tunlichst im Spruch des

Bescheides, der nach § 56 oder § 57 des Allgemeinen Verwal­

tungsverfahrensgesetzes 1950 im Zusammenhang mit der ~mtshand­

lung, für die eine Verwaltungsabgabe auferlegt wird, ergeht,
von der Instanz festzusetzen, die durch ihren Bescheid die
Pflicht zur Entrichtung der Verwaltungsabgabe bewirkt.

(2) Wurde die Entrichtung der Verwaltungsabgabe nicht
in dem im Zusammenhang mit der Amtshandlung, für die eine Ver­
waltungsabgabe aufzuerlegen ist, ergehenden Bescheid auferlegt,
eder ergeht über die hmtshandlung, für die eine Verwaltungsab­
gabe auferlegt werden kann, kein Bescheid und wird die hiefür

vorgesehene Verwaltungsabgabe nicht ohneweiters entrichtet,
ist sie durch gesonderten Bescheid derselben Behörde nach § 57

des ~llgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 festzusetzeno
(3) Verwaltungsabgabenbescheide können auch mündlich

erlassen werden. Für mündlich verkündete Bescheide gilt § 62
Abs.2 und 3 des Jillgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950
sinngemäß.

§ 10.

Verwaltungsabgaben werden mit Ablauf eines I\~onats nach
Rechtskraft des Bescheides fällig, mit dem sie festgesetzt
wurden.

§ 11.

Verwaltungsabgaben sind nur insoweit einzuheben, als
dadurch der notdürftige Unterhalt des Abgabenschuldners oder
der Personen, für die er nach dem Gesetz zu sorgen hat, nicht
gefährdet wird.

§ 12.

Die Art der Entrichtung der Verwaltungsabgaben ist
durch Verordnung der Landesregierung zu regeln.
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§ 13.

Das Gesetz vom 3.Juli 1929, betreffend die Einhebung
der Verwaltungsabgaben in den lJ.ngelegenheiten der Landes- und
Gemeindevenvaltung (Landes-Verwaltungsabgabengesetz), LGBl.
Nr. 60, in der Fassung des Gesetzes vom 11.0ktober 1947,
LGBl. Nr.8, wird aufgehoben.

§ 14.

Dieses Gesetz tritt mit dem dritten der Verlautbarung
folgenden Monatsersten in Kraft.

Ud dIeI8r Abdruck mit dem vom Burgenländischen
Landtag8ßl~ gefaßten Beschluß
gleichlautend ist wird hiemit beglaubigt.

Bsenstadt. am._.2.l..NIr.zJ .
--=~~/;vt"'"

o
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E r 1 ä u t e run gen

A) Allgemeiner Teil

Lehre und Judikatur erklären die Verwaltungsabgaben
."!

allgem~in~ls Abgaben. Herrnritt r~chnet sie zu den Gebühren
und der Verfassungsgerichtshof erklärt in den Entscheidungs­
gründen seines Erkenntnisses vorn 10.Dezember 1965, V 12/65-12:
"Die Finanz-Verfassungsgesetzgebung hat somit seit dem Jahre
1922 die Amtstaxen, Gebühren für Amtshandlungen und Verleihun­
gen stets als Abgaben behandelt ..Sie waren keine Materie des
Verw~ltun~sverfahrensund damit kei~ Gegenstand der Bedarfs­
gesetzgebung des Bundes nach Art. 11 Abs.2:B.-YG.n Darnach
steht Iest, daß die Regelung ner Verwal tungsabgaben den Be·stim­
mungen des F.-VG.' und des FAG unterliegt.

Die Zuständigkeit der Länder zur Regelung der Landes­
und GemeindeTerwaltungsabgaben ist im FAG gegeben. Diese Zustän­
digkeit gilt ohne irgendwelche bundesrechtliche Einschränkung.
So sagt das eingangs zitierte Erke~ntnis des Ve~fassungsge­

richtshofes in len Entscheidung~grün~en: "Dies b~rleutet, daß
§ 78, Abs.1, 2, 4 und 5 AVG. bei verfassungskonformer Ausle­
gung seither nur mehr für die Bundesverwaltungsabgahen gilt und
daß § 78 Abs.3 AVG. nur eine Verweisung ohne normativen Inhalt
darstellt. n

Der Bund hat die Verwaltungsabgaben durch die Ein­
stellung des in den §§ 78 und 79 AVG. enthaltenen Rechtsgutes
in das AVG., durch Arto I1 Abs.5 EGVG und durch die Bundesver-

~ .waltungsabgabenverordnung der allgemeJ.nen Verwaltung unter-
stellt. Diesem Beispiel sind die Bundesländer im Bereiche ihrer
Verwaltungsabgaben gefolgt. Sie haben hiebei bestimmte Teile
des AVG. zur ausschließlichen Abgabenordnung für,die Verwaltungs­
abgaben erklärt, so daß die sonst für die Verwaltung von Abgaben
geltenden Abgabenordnungen nebenher keine Geltung habeno

Das Heraushalten der Verwaltungsabgaben aus den Abga­
benordnungen aber schafft für die Verwaltungsabgaben ein~ Reihe
von Geset.zeslücken, die es für die Verwaltung der s~nstigen

Abgaben nicht gibt. Dadurch, daß für Verwaltungsabgaben z.B.
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keine Fälligkeit festgelegt ist, bleibt die Frage des Säumnis­

zuschlages~ des Zeitpunktes der Vollstreckbarkeit und der Ein­

~e,bun~sverjähr,ung unge~öst, darüber hi!?-aus al?~e~. auch die Frage
d'er Versdhreibungsverjährung und der Abschreibung. Das sind

~ber vors6hrifte~9 ',~~e si~ selb'st für unerh~~l~chE? 'Abgaben
nach der Abgabenordnung bestehen und für die bedeutungsyollen

Verwaltungsabgaben wohl nicht, entbehrlich sin.~.

Andere~seits, kann die Verwalt:ungsvollst~~c.,kungnicht

durch lande,srechtliche 'Vorschr~ft für die Einbringung von Ver­
waltungsabgaben 'allgemein für anwendbar erkl~rt werden, weil

dies der Abgabenexekut,ions ordnung , die Bundesvorschrift ist,
, ' , , ' ,". ,,"' .. ',

"widärspr'echen würde.
Es ·i'~t.. "also nicht ·~u umgehen, 'daß die Land es- und

Gemeindeverwaltungsab"gaben fürs erste de~ Land.esabgabenordnung
. .... . ..

unterste~lt werde'n. Auf der anderen Seite is~ nicht zu verkennen,
?aß' der enge Zusammenhang der Verwaltungsabgaben mit der all­

~eme:inen staatlicheri. y~rwaltung einiger So~d erregel~n,gen bedarf,

um' d~m ~rundsa~z der E'inhei~ d E3r Verwaltufg gere.?ht zu werden.
'Denn Abgabentatbesta~d ist jedesmal ei~ Akt der allgemeinen

"Hbheitsverwaltu~g.'So 'ist es notwendig? de~ V.9li~ug der all-
~. ... : . . .. '

"gemeinen staatlichen'V~rwaltungund der Abgabenverwdltung zu-
• ,. * •

sammenztilegen. Für beide Verwaltungen soll die gleicne .Zuständig-

keit, die gleiche Entscheidung, das g+~ich~ R~chtsmittelver­

fahren mit gleicher W!rkung, ~as gieiche .A~fsichtsrecht und

nach Maßgabe der Abgabenexekutionsordnung die glei~heVoll­

streckung gegeben'sein. Mit diesen Erf~rdernis~en stellt sich
" "'1" '

die Verwaltung der Verwaltungsabgaben außerhalb ,der allgemeinen

Bestimmung~n der Landesabgabenordn~ng9 au.f der, and~ren. Seite
. .' .. .

aber söll das Bedürfnis !i'ach ein~r lü..ck.~nlosen Verwaltung., wie
'sie' 'die Unterstellung der VerwaltU:ngsabgab~n unte~ die Landes-

. . . ....
" abgabertördnung gewährleistet" nicht unberücksichtigt bleiben.

Die geset·zli.che Verankerung der v,e~w~~tungs~bg'~ben in
'beiden 'Richtung'en 1st j'ed'o ch "durchaus möelich. Die Land~s.ß.bgaben­

or'd'nung 'stellt in' vielen B~larigen' nur' ~ubsidiä~es"Recht' -ß.~f
, ;. , ' ' ' , . ' ,

und gibt dadurch rechtlich Raum, Sonderrecht in den einz,elnen
• ;"f . . .

... :.,j.
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Abgabenvorschriften unterzubringen. Sie hält hier an dem
gleichen Grundsatz fest wie das AVG.Man wird also wünschens­
wertes Sonderrecht ~~möglich geschlossen und dadurch übersicht-

, .

lieh im Abgabengesetz für die Verwaltungsabgaben unterbringen
und die Landesabgabenordnung nicht 9hne Not mit neuem Recht,
das Sonderrecht darstellt und ein Fremdkörper im System wäre,
belasteno

Soweit jedoch Vorschriften der Landesabgabenordnung
der Ver~a~tung der Verwaltungsabga~en nicht angemessen sind,
weil hier die'Abgabenverwaltung und die allgemeine Verwaltung
verschiedene Wege gehen, ist die Landesabgabenordnung zu er­
gänzen. Es zeigt sich aber, daß dies nur in ganz geringem Um­
fang erforderlich ist.

Die Neuregelung wird zugleich den,Fehler beheben_ daß
die L~ndesverwaltungsabgabenverordnungzum Teil gesetzwidrig
ist, weil sie den Rahmen der gesetzlich~n Ermächtigung' ~n.:

einigem überschreitet. öie wirkt optisch richtig, weil man

meinte, gült~ges allgemeines Verwaltungsverfah~enin .~er Ver­
waltungsabgabenverordnung ohne weiteres nochmals zu~ Ausdruck
bringen zu können. Für die Länder tritt der umst~nd hinzu, daß
die in Art. 11 Abs.5 EGVG für die Bundesverwaltungsabgaben
vurgeschriebeneAnwendung des AVG3 für die Landes- und Gemeinde­
verwaltungsab?aben nicht verbindli~h ist. Die. für § 78 AVG.
geschaffene Ausnahme von der Abgabenordnung gilt, wie oben bei
der Erörterung der Zuständigkeit zur landesgesetzlichen Rege­
lung bereits dargelegt wurde~ nach Ansicht des Verfassungsge­
richtshofes nur für die Bundesverwaltungsabgaben.

Alles in allem wird sich durch die Neufassung des
Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetze~ ~~d die ent­
sprechende Novellierung der Landesabgabenordnung an d~r bis­
herigen Praxis nichts ändern, vie~mehr wird sie r~cht~ich

einwandfrei untermauert und darüber hinaus vorteilhaft ergänzt
werden~
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B) B€sonderer Teil

Zu § 1: '
" 0 " , "\., ,

.. ! ~Absatz 1 geht in den Angelegenheiten des selbständigen

W1rkungsberei'ches 'd es La~des und des eig,enen Vlirkungsbereiches
" ' " , l,

., 'cl er 'Gerne ind e konfarm mi t § 78 AVG'. '.

§ 78 ÄVG. ist, wie 'der v~rfas~ungsger~chts~o~fest­
gestellt hat, eine nur fü.r die ,Bund,esverwaltungsabgaben verbind­

"libh~No~m. Si~ wu~de:'aber ~enrioch für ~~e burgepländ~~9hen

Land,eä- :und G'emeli1~ e~~rwal tungs'a~gaben' valli~hal,tlich ,iiber-
".' .. nommen •

. ' : Die":';6ffent1'iC~, re;~cntlic~en Abgaben gründ~n ~tc.P über-

wiegend auf Be'sitz, Erwerb 'oder sonstige Vorteile mat~rieller

oder immaterieller Art, die ihrerseits im Privatinteresse einer

~erson ihren natürlichen Urspr~ng haben. pies~n v~r~eg~?enen

'Tatsachen werden v,om Gesetzgeber die abgabenrechtlic~en:Tat­
bestände entnommen.

Eine Ausnahme von dieser Grundregel b~lden die:Ver-
. . - ..

waltungsabgaben. Wenngleich sie,,~ein re~htlic~,geseh~~, Ab-
"'gaben sind wie alle anderen :i:-hrer Art, begründet hier.q~n je­
'~~iligen ibgabent~ibe~tarid'ein Akt der'Hoheitsve~wal~un~o Im
Vergleich zu den 'übr:t~en 'bilden diese ·Abg·a~en·ei~el7- ,Fremdkörper

.. , . ., .
'auf"dem AbgaberigeblEit und' stellen eine Anomalie ,im gegen.ständ-
lichen R~Cht~~y~t~~ d~;; ~it oder 6~rie mitläufii~s Int~~esse
der ~arteiweide~:'ikte~er'Hoheit~verwaliung,;o~der B~hörde

vordringiich au~dem Prinzip der'öffentl{che~Ordnung heraus

gesetzt und müssen von den Beteiligten'zw~ngsläufighi~genommen
werden •.

"

Damit aber auch die Verwaltungsabgaben.mi~ ihren dem
. . " ..... "''"':' ..

obrigkeitlichen Handeln entspringenden Tatb~ßtän~en .sich dem
, .

Kreis der der persönliche~ Entfaltung des einzelpe~ z~ge9rdneten

'~at'bestände' des; Übrigen Abgabenrechtes einfüge'n.ung tr.ot.~ sach­

licher' V~rianten'di~ prinzipielle Einheit der Ein;ipht~'ng ge­

wahrt bleibt, wurde das Privatinteresse zum Wesensmerkmal der
Abgabenerhebung erklärt.

., ' ..
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Andernfalls bestünde die Getahr 1 daß die Bestimmung
selbst in sich inkonsequent würde, wenn ~erechtigungen, denen

, '.

das Privatinteresse wesentlich eignet, gleicbrangig mit anderen
Amtsbandlungen aufgezählt würden, die nur meb~ entferntes Privat­
interesse zum Begleitumstand haben.

Scbließlich werden die Kosten der öffentlichen Ver-
~ .. .-

waltung schon vorweg aus dem allgemeinen Steueraufkommen ge-
tragen. Dieser dem § 75 AVG •. sicherlich zugrunde liegendß Sinn
und die darauf beruhende Einschränkung verdientauch ohne posi­
tive Geltung für die Länder ideologische Beachtung.

Absatz 2 § 54 derLAO verlangt d:t~ Bestimmung des
Abgabenschuldners.

Absatz 3 definiert den Begriff der Landesverwaltungs­
abgaben und der Gemeind~verwaltungsabgaben.Die Definition ist
zur Abgrenzung des· eigenen Wirkungsbereiches der Gemeind e er­
forderlich.

Absatz 4 entspricht dem Verfassungsgebot des Art.118

Abso2 Be-VG. zur ausdrücklichen Dezeichnung des eigenen Wirkungs­
bereiches der Gemeinde.

Zu § 2:'

Absatz 1 entspricht inhaltlich dem § 1 Abs.2 der
BundesverwaltungsabgabenveroTdnung. Während sich jedoch die
Abgabenfreiheit .für Amtshandlungen der Abgabenverwaltung bei

der derzeitigen bundesrechtlichen Regelung dadurch ergibt,
daß die Verwaltung der Verwaltungsabgaben de~ ~~G. unterstellt
ist und dieses fUr die Finanzbehörden nicht gilt, muß bei der
landesrechtlichen'Regelung die gegenstandliche Abgabenfreiheit
namentlich festgelegt werden .• Außerdem wurden das Agrarverfahren
und Dienstrechtsverfahren von der Abgabenpflicht befrei t ..

Absatz 2 Die in Betracht komm~nden Tätigkeiten werden
im Interesse des öffentlichen Wohles in Anspruch genommen. Die
Einhebung einer Verwaltungsabgabe wäre in diesen Fällen unbillig.
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Absatz 3 Die Gebietskörperschaften wurden in bestimmten
Fällen vÖn der Entrichtung einer Bundesverwaltungsabgabe gemäß
§ ;'("8 A?S:. 'r' AYG. befreit .. nie A~fnahm~ 'analoger ~'efreiungsbe­

stimmungen 'ih'd~s Landes- und Gemeind~verwaltungsabgabengesetz

erweist ~ibh als zweckmäßig .

. Zu § 3:
Bisher in der Verwal~ungsabgabenverordnungbestehendes

Recht: wird rechtlich einwandfrei im Verwal tungs'abg-abengesetz
verankert.

Zu § 4:
. § 46 !:hO·bestimmt:· "Abgabenbehörden. sind die mit der

Verwaltung der im § 1 bezeichneten öffentlichen llbgaben und

Beiträge betrauten Behörden des Landes und der Gemeinden."
Darnach hat d~s l:..bg~bengesetz.festzusetzen, welch,e Behörden

. mit der Abgabenverwaltung betraut sind. Aus Rücks~opten·der

Einheit der Verwaltung werden die ndchgenannt~n.. Behörden der
allgemeinen staatlichen Verwaltung im Lande, das sind die
Landesregierung lind 'die Bezir~sha~ptmanns'chaften,die Leiter
der Gemeindeverbände (siehe Staatsbürgerschaftsgesetz 1965!),
ferner die Gemeindebehörden, aber 'auch die Bundespolizeibehörden,
soweit diese auf dem Gebiete der straßenpolizei Landesvoll-

.. ,

ziehqng besorgen~ zu Abgabenb~hörden erklä~t.

Die rechtliche Stelluns der Bundespolizeibebörden

als Abgabenbehörden muß hi~r geregel~ werde~1, ~eil.die ~~gaben­

,hoheit über die Landes- und Gemeindeverwaltungsabgaben dem
Lande zusteht.

Von den Behörden des Landes muß ,jedoch der Land~s­

haupt,mann namentl,ich ausgenommen werden. Wie aus Art. 102
. . . .-' .

B.-VG. hervorgeht, iet der ~andeshauptlIlann keine Bund~s1?ehörde.

Er ist also ,Land esbehörcle.
- ..

Äntoniolli sagt (Allgemeines Verwaltungsrecht 1954
s. 165'): Im Bereic~ 'der Lander, also i~' d'er Regel in .der ersten

. und'~'iri -der :T~i ttelinst'anz, wird nach 'Art. 102 ..~bs.1 B"·-VG. die
'Votlzi~hung d'es Buride~ durch' den La'nde~shauptniann und die ihm

unterstellten Landesbehörden ausgeübt. Dies ist die mittelbare

,.
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Bundesverwaltung. Die Landesbehörde Landeshauptmann besorgt
Bund es sachen.

Da der Landeshauptmrtnn als Behörde nur Bundes~ufgaben

besorgt 9 Gegenstand der vorliegenden &6setzlichen Regelung aber
nur reine Landesaufgaben sind, ist er von den Behörden des
Landes, die zu hbgabenbehörden erklärt werden 7 auszunehmen.

Gemäß § 11 Abs.3 F.-VG. 1948 in Verbindung mit Art.97
Abs.2 ~.-VG. ist zur Mitwirkung von Bundesorganen bei Voll­
ziehung dieses Gesetzes die Zustimmung der Bundesregierung
einzuholen.

Zu § 5t
§ 47 LAG bestimmt: "Die sachliche und örtliche Zu­

ständigkeit der Abgabenbehörden richtet sich nach den Vor­
schriften über ihren Wirkungsbereich und nach den Abgabenvor­
schriften." Dadurch besteht die Mög1icl!keit im Verwaltungs­
abgabengesetz die sachliche und örtliche Zuständigkeit der
Abgabenbehörden der der allgemeinen Verwaltung anzugleichen,
was in diesem Paragraph durchgeführt wird.

Zu § 6:

Absatz 1 Dieser Absatz regelt nach herkömmliche~

Recht die Ertragshoheit.

Absatz 2 Der Ertrag der von B~ndespolizeibehörden

z.B. in Ausübung der str~ßenpolizei einzuhebenden Landesver­
waltungsabgaben kann aus verfassungsrechtlichen Gründen jedoch
nicht dem Bund eingeräumt werden, ebwohl dies dem Sinn der
Verwaltungsabgaben entsprechend naheliegend wäre und eine Ver­
waltungsvereinfachung bedeuten würde. De~-'Bund kann abgaben
mit den nachgeordneten Gebietskörperschaften teilen. ~ber eine
Teilung sozusagen von unten nach oben ist zh Folge § 8 ~bs.2

F-VG. nicht möglich.
Die Überlassung einer ausschließlichen Lan~es(Gemeindü)

verwaltungsabgaJ8 an den Bund,wenn eine Bundesbehörde ein­
schreitet, wäh~end, wenn wie gewöhnlich in der gleichen Ange­
legenheit eine Landes- oder Gemeindebehörde einschreitet, sie
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waltungsvereinfachung bedeuten würde. De~-'Bund kann abgaben
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dem Land- oder einer bestimmten' 'G:em€ind"e .zufließt·, wäre eine

solche Teilung nach oben. Aus diesem Grund"e mußte auch die
Regelung, -wem allgemein der ~bgabenertrag zufließt mit der
Bestimmung "unbesohadet •.•• i:..bgabcnerträge tl eingeschränkt
werderj.

" Um aber dennoch das allgemeine Ziel der Verwaltungs­
abgaben ~u erreichen und die Verwaltung gleichzeitig zu ver­
einfachen, ist angeordnet, daß den Bundesbehörden der Ertrag

der ~bgaben zu üb~rlassen ist. So besteht ohne Schwierigkeit
rür ein und deneelben Abgabentatbestand sowohl im Bereich einer
Bundesbehörde wie im Bereich einer Landesbehörde die gleiche
Abgabenpflicht • .Außerdem_ erleichtert diese Lösung dem Bund die
nach Ärt. 97 B. ~VG.· e~forderiich~ Zustimmung zur Betrauung
einer Bund esbehörd e mit i~ufgaben d.er Land~sabgabenverwaltung.

~bsatz 3 Aus den §§ 3 und 6des F-VG. ist zu erkennen,
daß nur Gebietskörperschaften Abgabenhoheit"haben. Gemeinde­
verbä~de mit de~ Charakter von Zweckverb~nden besorgen eine vom
Bund, Land od ~r ·,<?-~mein~ e übertragene Ve-rwal tung. Sie haben
keine autonome Verwaltung, weshalb es für Gemeindezweckverbände
auch keine Gemeindeverbandsverwaltungsabgabe geben kann.

Da Zweckverbände keine Selbstverwalt·U."ng führen und
daher Gebietskörperschaften nicht sein können 9 besitzen sie
keine Er~ragshoheit. Um ihnen aber dem allgemeinen Ziel der
Verwaltungsabgaben entsprechend oen Aufwand für die für Gebiets­
körperschaften besorgten Aufgaben abzugelten, ist ihnen der

Ertrag der Abgabe al~ V~rwaltungskostenersatz zu überlassen.

Zu § 7: .
Es er~~~st' ~ich als notwend~g9 auch das Aufsichtsrecht

in' der Ve'rwal"tung der gegenständlichen Abgaben der allgemeinen
. -. -.. . .. .

staatlichen Verwaltung anzugleichen .. Da.zu muß f.reili.ch.. die LAO
im § 220 Abs.4 noyelliert werden, weil diese BGstim~ung'starr

die Landesregierung als Oberbehörde erkl~rt. Durch eine für die
. . ~ "

Verwaltungsabgaben vorgesehene Ausnahme. ip der LAG. ist es möglich 9

die son~e~regelung' für' "Ycrwaltungsabgab"~~ im Jibgabengesetz
unterzubrlngen.
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Zu § 8:

Das Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetz, das

in allen Belangen die ~inheit der Verwaltung in der Sache und
l

im Verfahren sowohl für den Bereich der allgemeinen staatlichen
Verwaltung wie auch für den Bereich der darauf sich gründenden
Verwaltungsabgabeneinhebung festlegt, strebt auch die Einheit-. .

lichkeit in der Zwangsvollstreckung an.

Zunächst steht fest, daß für d~e ~wangsweise Einbrin­
gung von verwaltungsabgaben, weil sie öffentliche Abgaben sind,
die Abgabenexekutionsordnung des Bundes gilt. Die i~bgabenexe­

kutionsordnung regelt das finanzbehördliche Vollstreckungsver­
fahren. Das Ziel soll aber sein, auch die Verwaltungsabgaben der

Verwal tungsvollstreckung zu unterwerfen, dai:ni t für die Voll­

streckung eines Verwaltungsbescheides, der zugleich Verwaltungs­
abgaben Torschreibt, ein einheitliches· Verfahren gilt.

Diese Einheitlichkeit kann lRndesrechtlich nicht ange­
ordnet werden, weil sie dem Bund~srecht widersprechen würde. Der

§ 2 Abs.2 lit.b der Abgabenexekutionsordnung, EGEl. Nr. 53/1963 7
gibt jedoch die Möglichkeit, daß die im Abgabengesetz genannten

'Vollstreckungsbehörden die Bezirksverwaltungsbehörde um die
Durchführung der Vollstreckung ersuchen können. So~ft dies ge­
schieht, liegt die Vollstreckung eines Bescheides 9 der Verwal­
tungsbescheid und Abgabenbescheid zugleich ist, in einer Hand,
wie in dem Fall~ da die Abgabenvollstreckungsbehörde vurweg

zugleich Bezirksverwaltungsbehörde ist.

Zu § 9:
l1.bsatz 1 und 2 Hier wird die Vollziehung der allge­

meinen Verwaltung und der ~bgabenverwaltung in ein Verfahren

zusammengelegt. Diese Regelung ermöglicht § 150 Abs.1 der L~O

der besagt: t1Soweit in Abgabenvorschriften nichts anderes vor­

geschrieben ist, hat die Äbgabenbehörde die Abgaben durch
~·:..bgabenbescheide festzusetzen. i1 Die Abgabeneinhebung wird in
den Verwaltungsbescheid hereingenommen.
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~bsatz 3 Um auch bei den Verwaltungsabgaben das münd­
liche V~rfahren zu fördern, wirj ,von q~r Ausnahmeermächtigung

. ,.

des § 69 .hobs. 2 LL..O Gebrauch gemacht, der sagt ~ "Bescheid bedürfen
der Schriftform, ~enn nicht die Abgabenvorschriften die münd­
liche FOrGl vorschreiben oder gestatten. 'I

. "

Zu § 10:
Es ist klar, daß mit der Rechtskraft der Vorschreibung

nicht gleichzeitig die Leistungserfüllung gefordert werden kann.
Normalerweise ist zwischen wirksamer Vorschrelbung und recht­
zeitiger Zahlung eine Vakanz von einem Monat (§ 159 LAO). Diese
Regelung ist den Verwaltungsabgaben bisher abgegangen. Sie ist
aber mit Rücksicht auf mehrfache Rechtsfolgen in der ~bgabenver­

waltung notwendig.
Für die Verwaltungsabgaben, die sofort entrichtet

werden, erübrigt sich natürlich eine gleichartige Regelung •

Zu § 11: .
Die Abgaoenyerwaltupg kennt wohl einen Erlaß der

fälli.gen i~bgabe wegen Bedürftigke,it, nicht aber, daß aus diesem
Grunde eine Abgabe vorweg gar nicht vorgeschrieben werden soll.
Hier soll an der überlieferten EinriQhtung festgehalten werden.
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